
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 29. und 30. Oktober und 01. November 2022 ist der ärztliche 
Bereitschaftsdienst (Notfalldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt 
und Frauenarzt) für das gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altland-
kreis Kempten unter der neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 29. und 30. Oktober unter 
Telefon 08321/88004 und am 01. November unter Telefon 08323/51102. 
Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 18.00 bis 19.00 Uhr. 
Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in der Kemptener Aus-
gabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang:
am 29. Oktober 2022: Adler Apotheke, Sonthofen,  
Promenadestraße 5a, Telefon 08321/22899 
am 30. Oktober 2022: Apotheke im Färberhaus, Fischen,  
Hauptstraße 4, Telefon 08326/385740 
am 01. November 2022: Bahnhof-Apotheke, Sonthofen,  
Bahnhofstraße 20, Telefon 08321/2843

Oberstaufen:
am 29. Oktober 2022: Hochgrat-Apotheke, Oberstaufen,  
Hugo-von-Königsegg-Str. 4, Telefon 08386/4583 
am 30. Oktober 2022: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg,  
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452 
am 1. November 2022: Stadt-Apotheke, Lindenberg,  
Bismarckstraße 9, Telefon 08381/940087

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 29. Oktober 2022: Andreas-Hofer-Apotheke, Altusried,  
Kemptener Straße 2, Telefon 08373/921757 (18.00 bis 20.00 Uhr)  
am 30. Oktober 2022: Magnus-Apotheke, Buchenberg,  
Lindauer Str. 16, Telefon 08378/275 (18.00 bis 20.00 Uhr) 
am 1. November 2022: Cornelius-Apotheke, Dietmannsried,  
An der Wilhelmshöhe 32, Telefon 08374/589658 (18.00 bis 20.00 Uhr)

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 29. Oktober 2022: Pluspunkt-Apotheke im Forum Allgäu,  
August-Fischer-Platz 1, Telefon 0831/2006206 
am 30. Oktober 2022: Rottach-Apotheke im Cambomed,  
Rottachstr. 71 – 73, Telefon 0831/592020 
am 1. November 2022: St. Anna Apotheke, Lenzfrieder Str. 56,  
Telefon 0831/574755

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 17.10.2022, (Bpl.
Nr. 0875/22), eine baurechtliche (Nach-)genehmigung der Alpe „Untere 
Ochsenalpe“ Anbau einer zweiten Außenterrasse, öffentliche Bewirtung, 
Nutzungsänderung im DG: Lager in Beherbergungsraum (6 Betten), 
Tenne in Beherbergungsraum (2 Betten), Einbau Betreiberbad mit Vor-
raum, Jochschrofen, in Bad Hindelang, (Fl.Nr. 3976, 3976/5), Gemarkung 
Hindelang, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, 
und beim Markt Bad Hindelang, 87541 Bad Hindelang, Marktstraße 9 
eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 17.10.2022, (Bpl.Nr. 
0697/21), der Einbau einer Wohnung im Gartengeschoss Im Wiesle 5 in Fischen 
i.A., (Fl.Nr. 2256/1), Gemarkung Schöllang, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

Sonthofen, den 25. Oktober 2022
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeinde Fischen i. Allgäu, 87538 Fischen i. Allgäu, Am Anger 
15, eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 12.10.2022, (Bpl.
Nr. 0707/22), eine Nutzungsänderung von der Hotelnutzung zur Nutzung 
Unterbringung von Geflüchteten (Wohnheimnutzung) für die Dauer von 
drei Jahren Bahnhofplatz 15 in Sonthofen, (Fl.Nr. 740, 740/8), Gemar-
kung Sonthofen, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Carolin Brandner

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und bei 
der Stadt Sonthofen, 87527 Sonthofen, Rathausplatz 1, eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 18.10.2022,  (Bpl.
Nr. 0897/22), die Nutzungsänderung Ladengeschäft in Ferienwohnung 
Marktstraße 35 a in Bad Hindelang, (Fl.Nr. 12), Gemarkung Hindelang, 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
in Hindelang, Marktstraße 9, 87541 Bad Hindelang eingesehen werden.
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes 
Oberallgäu zum Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseu-
chen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Verordnung zum Schutz 
gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)

Aufgrund des Art. 71 Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen 
Parlaments und des Ra-tes vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur 
Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesund-
heit („Tiergesundheitsrecht“) zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndVO (EU) 
2018/1629 vom 25.7.2018 (ABl. L 272 S. 11) i.V.m. § 14a der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), 
sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den gesundheit-
lichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 
2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch Art. 32a 
Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) geändert worden 

Einladung
zur 10. öffentlichen Sitzung  

des Kreistages des Landkreises Oberallgäu

am Freitag, den 28.10.2022 um 9.00 Uhr bis vorauss. 13.00 Uhr,  
im Kurhaus Bad Hindelang, Unterer Buigenweg 2,  

87541 Bad Hindelang 
Tagesordnung:
	 1.	 Bekanntgaben
	 2.	� Niederlegung des Kreistagsmandats durch Kreisrat Hubert Buhl 

(Beschluss)	 - Feststellung der Niederlegung des Mandats 
			   - Feststellung des Listennachfolgers

	 3.	� Ersatzwahl des Stellvertreters/ der Stellvertreterin eines  
stimmberechtigten Mitglieds in den Jugendhilfeausschuss

	 4.	� Nordische Skisport GmbH & Co.KG; Anpassung des  
Gesellschaftsvertrags und Umwandlung des Zuschusses  
in eine Kapitalerhöhung (Beschluss)

	 5.	� Berichte aus den Gesellschaften für das Wirtschaftsjahr 2021; 
Klinikverbund Allgäu gGmbH

	 6.	� Satzungsänderungen in der Klinikverbund Allgäu gGmbH 
(Beschlüsse)

	6.1.	Anpassung der Experten-Wahl für das Aufsichtsratsgremium
	6.2.	�Erweiterung der Gemeinnützigkeit auf die Tochtergesellschaf-

ten Reha-Klinik Allgäu, OKS Klinik-Service GmbH und AKS 
Klinik-Service GmbH

	 7.	� Klinikverbund Allgäu; Gründung einer Perspektiv GmbH 
(Beschluss)

	 8.	� Übernahme der Sachaufwandsträgerschaft für die bestehenden 
weiterführenden Schulen durch den Landkreis Oberallgäu 
(Beschluss)

	 9.	 Behandlung von Anträgen
	10.	 Verschiedenes
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ist, ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises Oberallgäu folgende:

Allgemeinverfügung:
1. �Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wach-

teln, Enten und Gänse (Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene 
Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) 
dürfen außerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder, ohne dass 
eine solche Niederlassung besteht, gewerbsmäßig nur abgegeben 
werden, soweit die Tiere längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch 
tierärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem Ergebnis 
auf hochpathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus 
untersucht worden sind. Beginn der Viertagesfrist ist der Tag des auf 
der tierärztlichen Bescheinigung eingetragenen Untersuchungsdatums 
bzw. des Datums des Laboruntersuchungsbefundes.

	 a) �Im Fall von Enten und Gänsen sind die virologischen Untersu-
chungen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einem 
Landeslabor oder in einem für diese Untersuchung nach der Norm 
ISO/IEC 17025 akkreditierten Privatlabor durchzuführen. Die Pro-
benahme für die virologische Untersuchung hat durch eine nach § 
2 Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des tierärztlichen Berufes 
befugte Person mittels eines kombinierten Rachen- und Kloakentup-
fers zu erfolgen. Werden weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, 
sind die jeweils vorhandenen Enten und Gänse zu untersuchen.

	 b) �Im Fall von anderem Geflügel als Enten und Gänsen sind die zur 
Abgabe im Reisegewerbe vorgesehenen Tiere durch eine nach § 2 
Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des tierärztlichen Berufes 
befugten Person klinisch zu untersuchen.

2. �Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 des Tenors getroffenen 
Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) angeordnet.

3.	 Kosten werden nicht erhoben.

4.	� Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als 
bekannt gegeben.

Begründung
I.

Seit Oktober 2021 wurden in Deutschland insgesamt 1645 Fälle von 
Hochpathogener Aviärer Influenza (Geflügelpest, HPAI), verursacht durch 
den Subtyp H5N1, nachgewiesen. In Bayern wurden seither sieben HPAI-
Ausbrüche in Hausgeflügelbeständen und 33 Fälle bei Wildvögeln festge-
stellt; der letzte Fall im Landkreis Oberallgäu trat am 23.02.2022 bei einem 
Wildvogel auf. 
In Norddeutschland sieht die Situation anders aus. Das Geflügelpestgesche-
hen kam über die Sommermonate, anders als in früheren Jahren, nicht zum 
Erliegen. Seit Juni 2022 wurden 235 neue Fälle von HPAI bei Wildvögeln 
festgestellt. Zudem wurden insgesamt 34 Ausbrüche in Hausgeflügelbestän-
den, v. a. Hühner- und Putenhaltungen, verteilt auf die Bundesländer Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen, amtlich bestätigt. 
Ein Verbreitungsmuster ist dabei in Abhängigkeit von der Betriebs- und 
Haltungsform nicht erkennbar. Allerdings scheint sich das Geschehen Rich-
tung Süddeutschland auszubreiten.
Neben Deutschland meldeten Belgien, Dänemark, Finnland, Irland, Nieder-
lande, Norwegen, Spanien und Portugal HPAI-Fälle bei Wildvögeln, was 
das bislang schwerste registrierte Geflügelpestgeschehen in Europa darstellt.
In Bayern gibt es derzeit keine Hinweise auf ein HPAI-Geschehen bei 
Wildvögeln. Nichtsdestotrotz hat die Hauptzugzeit für Wasservögel bereits 
begonnen. Durch die gehäuften Fälle in Norddeutschland und Europa ist der 
Weg für infizierte Wildvögel nach Bayern kürzer als in den früheren Jahren. 
Folglich ist ab jetzt mit einem erhöhten Geflügelpestrisiko zur rechnen. 
Dies gilt auch für den Landkreis Oberallgäu, welcher mit seinen zahlreichen 
Gewässern ein ideales Habitat für Wildvögel darstellt.
Neben der Gefahr eines Eintrags von HPAI-Virus durch Wildvögel nach 
Bayern gelangt das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(LGL) in seiner aktuellen Risikoeinschätzung zu der Auffassung, dass vom 
Handel mit Lebendgeflügel aus Norddeutschland, vor allem bei der Abgabe 
im Reisegewerbe, ebenfalls ein hohes Risiko ausgeht. Auch im Landkreis 
Oberallgäu veräußern sogenannte „mobile Geflügelhändler“ Lebendgeflügel 
im Rahmen des Reisegewerbes lokal an Kunden, vor allem an Betreiber 
von Geflügel-Kleinstbeständen. Folglich erfolgt die Abgabe des Geflügels 
an eine hohe Anzahl an Haltungen, deren Standorte sich auf einen relativ 
großen Umkreis erstrecken. Dies birgt ein erhebliches Risiko für den Eintrag 
und die Verschleppung von Geflügelpest auch in den Landkreis Oberallgäu.
Deshalb sind hier besondere Vorsicht und Seuchen-Präventionsmaßnahmen 
angezeigt.
Mit Schreiben vom 18.10.2022 wurde daher vom Bayerischen Staatsmini-
sterium für Umwelt und Verbraucherschutz mitgeteilt, dass es als notwendig 
erachtet wird, die Abgabe von Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener 
Vögel im Reisegewerbe zu beschränken.

II.
Das Landratsamt Oberallgäu ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 
GVVG sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungs-
verfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.

Begründung Nr. 1
Die Anordnungen zur Abgabe von Geflügel und in Gefangenschaft 
gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im Reiseverkehr wurden für den 
Landkreis Oberallgäu unter Beachtung des ein-geräumten Ermessens 
sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der geltenden 
Rechtsvorschriften getroffen. 
Entsprechend Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 i.V.m. 
§ 14a Abs. 1 S. 1 und § 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, S. 2 und S. 3 Nr. 1 der 
Geflügelpest-Verordnung wird somit die Abgabe von Geflügel und in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe 
im Landkreis Oberallgäu ausschließlich unter den vorgenannten Bedin-
gungen zugelassen. 
Gemäß § 14a Abs. 1 S. 1 Geflügelpest-Verordnung kann die zuständige 
Behörde, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforder-
lich ist, anordnen, dass Geflügel und in Gefangenschaft gehaltene Vögel 
im Sinne der Nr. 1 außerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder, ohne 
dass eine solche Niederlassung vorhanden ist, gewerbsmäßig nur abgege-
ben werden dürfen, soweit die Tiere längstens vier Tage vor der Abgabe 
klinisch tierärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem Ergebnis auf 
hochpathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus untersucht 
worden sind.

Im Fall von Enten und Gänsen gilt § 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, S. 2 und 3 Nr. 1 
Geflügelpest-Verordnung entsprechend. Danach sind die Untersuchungen im 
Fall von Enten und Gänsen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in 
einer von der zuständigen Behörde bestimmten Untersuchungseinrichtung 
durchzuführen. Werden weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind 
die jeweils vorhandenen Tiere zu untersuchen. Die Proben sind im Fall von 
Enten und Gänsen mittels eines kombinierten Rachen- und Kloakentupfers 
zu entnehmen. Derjenige, der die Tiere abgibt, hat nach § 14a Abs. 1 S. 3 
Geflügelpest-Verordnung eine tierärztliche Bescheinigung über das Ergebnis 
der Untersuchung nach § 14a Abs. 1 S. 1 Geflügelpest-Verordnung mitzu-
führen. Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzu-
legen. Die Bescheinigung nach § 14a Abs. 1 S. 3 Geflügelpest-Verordnung 
ist mindestens ein Jahr aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf 
des letzten Tages des Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt 
worden ist. Gemäß § 14a Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung gilt § 14a Abs. 1 
Geflügelpest-Verordnung nicht für die Abgabe von Tieren, die unmittelbar 
zur Schlachtung verbracht werden.
Durch den Bezug von Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltenen 
Vögeln im Sinne der Nr. 1 aus unterschiedlichen Haltungen und sogar ggf. 
Arten, deren Durchmischung anlässlich des Transports und deren Weiter-
verteilung außerhalb von bzw. ohne Niederlassungen auf eine Vielzahl von 
Tierhaltern, u.a. auch Kleinsthaltern birgt der Handel im Reisegewerbe ein 
erhöhtes seuchenhygienisches Risiko für die überregionale Verschleppung 
der HPAI. Gemessen an den gravierenden tiergesundheitlichen Folgen einer 
Infektion mit HPAIV für die betroffenen Tiere sowie die marktwirtschaft-
lichen Auswirkungen für die Bestände sowie auch die betroffenen Regionen 
in ganz Deutschland, ist es zur Bekämpfung und Eindämmung des HPAI-
Seuchengeschehens aktuell erforderlich, die Abgabe von Geflügel und in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe nur 
unter den vorgenannten Bedingungen zuzulassen. Die angeordneten Pflichten 
dienen der Eindämmung des aktuell hohen Seuchenverschleppungsrisikos 
insbesondere durch den Handel mit Geflügel und/oder in Gefangenschaft 

gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe. Zur Verfolgung 
dieses Zwecks ist die Untersuchungspflicht vor Abgabe solcher Tiere eine 
geeignete Maßnahme, um eine Verschleppung der HPAI und das Übertra-
gungsrisiko weitest möglich auszuschließen. 
Mildere, gleich wirksame Mittel als die angeordnete Maßnahme sind nicht 
ersichtlich. Der Eingriff in das Grundrecht am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb der betroffen-nen Händlerinnen und Händler ist ferner ange-
messen, um den Handel mit Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltenen 
Vögeln im Sinne der Nr. 1 in der derzeitigen Situation ohne ein erhöhtes 
Übertragungsrisiko zu ermöglichen. Die geforderten Untersuchungen dienen 
auch zur Absicherung der Handelnden, welche primär dafür Sorge zu tragen 
haben, dass eine Ausbreitung von Tierseuchen verhindert wird. Ein Übertra-
gungsrisiko auf andere Haltungen von Geflügel und in Gefangenschaft gehal-
tenen Vögel im Sinne der Nr. 1 ist bei Tieren, die unmittelbar zur Schlachtung 
abgegeben werden, ausgeschlossen. Daher gelten die angeordneten Pflichten 
nach Nr. 1. für diese Tierkategorie entsprechend § 14a Abs. 2 Geflügelpest-
Verordnung nicht.

Begründung Nr. 2
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Nr. 1 dieser Allgemeinver-
fügung wird gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich 
bei der hochpathogenen aviären Influenza um eine hochansteckende und 
leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaft-
lichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die 
Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher 
sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet 
werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der 
Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das 
öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes 
privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen Klage.

Begründung Nr. 3
Die Kostenentscheidung in Nr. 3 dieses Bescheides beruht auf Art. 13 des Aus-
führungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG).

Begründung Nr. 4
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher 
Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als be-kannt gegeben. In einer Allgemein-
verfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abwei-
chender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag 
bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass 
diese Allgemeinver-fügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landkreises Oberallgäu als bekannt gegeben gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg erhoben werden.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a. Schriftlich oder zur Niederschrift
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der

Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift lautet:

Bayerisches Verwaltungsgericht in Augsburg
Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

b. Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg 
auch elektronisch nach Maßgabe der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen 
erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder 
Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz des Landratsamtes Oberallgäu bzw. der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Hinweise:
1. �Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung i.V.m. § 

32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden.

2. �Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel abgibt, eine tierärztliche 
Bescheinigung über das Ergebnis der Untersuchung mitzuführen. Die 
Bescheinigung ist der	 zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
Die Bescheinigung ist mindestens ein Jahr aufzubewahren. Die Frist 
beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des Kalendermonats, an 
dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist (§ 14a Abs. 1 S. 3-6 
Geflügelpest-Verordnung).

Sonthofen, 20.10.2022, 

gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin � 291


